
Aktenzeichen:

LB£..195.L_54

Verkündet am

27„Oktober 1955

I m N a m e n d e 8 V o l k e 3

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 4‚ Senat des Bundessozialgerichte

auf die mündliche Verhandlung vom 27.0ktober 1955,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr. B r o c k h o f f

_
als Vorsitzender,

_Bundesrichter ? e c h n e r und

Bundesrichter Dr° D a p p r i c h

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter D 6 w e l i n g und

Bundessozialrichter F e y

' als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts in München vom
20„ Juli 1954 aufgehoben. Die Sache wird zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

Bayerische Landessozialgericht zurückverwiésen°

Von Rechts wegen°
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Die im Jahre 1888 geborene Klägerin
war von 1907 bis 1909 und

von 1939 bis 1943 in der Invalidenversicherung pflichtversichert°

Freiwillige Beiträge wurden nicht entrichtet°

Am 19. Juli 1950 beantragte sie bei der Beklagten die Feststellung,
daß sie berechtigt sei, freiwillige Beiträge zu entrichten, da

sie noch nicht invalide sei° '

Die Beklagte erteilte am 21. Mai 1951 einen Bescheid, in welchem'

sie feststellte, daß die Klägerin nicht berechtigt sei, weitere

Beiträge zu entrichten, da sie bereits invalide sei. Sie stützte

sich auf das Gutachten ihres Vertrauensarztes Dr, “' vom
.

23° April l95l in welchem das Vorliegen von Invalidität seit 1949

angenommen wird, Die.Klägerin beantragte daraufhin die Entschei—

dung des Versicherungsamts nach @ 1459 Reichsversicherungsordnung

(RVG), Sie stützte ihren Antrag auf die Bescheinigung der prak—
tischen Ärztin

, in der angenommen wird, daß ihre Arbeits—

fähigkeit nicht eingeschränkt sei. Auf Anfrage des Versicherungs—

amts teilte die Gemeindeverwaltung ' mit, daß die Klä—

gerin noch sämtliche Arbeiten verrichten könne, die einer Frau

zugemutet werden könnten, und daß sie während ihres Aufenthaltes

in ' " noch niemals erwerbsunfähig gewesen sei° Das Ver—

sicherungsamt holte ein Gutachten des Staatl° Gesundheitsamts
Neumarkt ein, In dem von dem Leiter des Amtes, Medizinalrat Dr°

, erstatteten Gutachten vom 5. Oktober 1951 wurde die Minde—

rung der Erwerbsfähigkeit (MdE.) auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
mit mehr als 50 V„H. festgestellt und Invalidität angenommen, Der

Vorsitzende des Versicherungsamtes entschied im Beschlußverfahren,

daß die Klägerin nicht mehr berechtigt sei, freiwillige Beiträge

zu entrichten und stützte seine Entscheidung auf die Gutachten

des Vertrauensarztes Dr° sowie des Medizinalrats Dr,

0

Gegen die Entscheidung legte die Klägerin Beschwerde bei dem Ober—

versicherungsamt Landshut ein. Dieses holte ein weiteres Gutachten

von Dr. ein, der ebenfalls das Vorliegen einer schon seit

langer Zeit bestehenden Invalidität annahm, ohne den genauen Zeit—

punkt des Beginns der Invalidität angeben zu können° Der Vorsitzen—
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de der Beschlußkammer des Oberversicherungsamts wies durch Ent—

scheidung vom 10. September 1953 die Beschwerde der Klägerin

zurück und bezeichnete diese Entscheidung als endgültig nach

5 1459 Abs. 1 EVO°

Am 12. Oktober 1953 erhob die Klägerin gegen diese Entscheidung

Anfechtungsklage bei dem Verwaltungsgericht Regensburg. Die Klage

ging mit dem 1° Januar 1954 gemäß 5 215 Abs. 7 Sozialgerichts—

gesetz (SGG) auf das Bayerische Landessozialgericht in München

als Berufung über° Dieses wies durch Urteil vom 20° Juli 1954

die Berufung der Klägerin mit der Begründung zurück, daß die

Entscheidung des Oberversicherungsamts endgültig sei. Die An—

fechtung dieses Urteils mit einer Klage bei dem Landesverwal—

tungsgericht sei rechtlich unzulässig gewesen, da es sich nicht

um einen Verwaltungsakt, sondern um das Urteil eines besonderen

Verwaltungsgerichts handele° Das Landessozialgericht glaubt auch

nicht, daß 5 215 Abs. 7, zweiter Halbsatz, dahin ausgelegt werden

könne, daß die nach der Reichsversicheruhgsordnung schon vor dem

1. Januar 1954 rechtskräftigen Entscheidungen etwa deshalb noch

einmal überprüft werden könnten, weil sie nach den jetzt gelten—

den Bestimmungen des Sozialgerichtsgesetzes nicht endgültig seien°

Es könne nicht angenommen werden, daß der Gesetzgeber auch die

bereits endgültigen Streitsachen noch auf die Landessozialgerichte

habe übergehen lassen wollen° }

Das Landessozialgericht hat die Revision gegen dieses Urteil nicht

zugelassene

Das Urteil wurde der Klägerin am 8. Oktober 1954 zugestellt" Sie
hat hiergegen durch Rechtsanwalt Duck unter Stellung eines Revi—

sionsantrages am 5. November 1954 Revision eingelegt und diese

am 10 Dezember 1954 begründet. Sie stützt sich darauf, daß ihre
Klage bei dem Landessozialgericht statthaft gewesen sei, da die

Oberversicherungsämter keine Gerichte gewesen seien und de1en

Urteile daher nur als Verwaltungsakte angesehen werden könnten.
Sie bemängelt, daß das Landessozialgericht nicht die Frage der

Invalidität erneut geprüft habe°

Sie beantragt,
\

das Urteil des Bayer. Landessozialgerichts in München vom

20, Juli 1954, die Entscheidung des Bayer. Oberversiche—
rungsamts Landshut vom 10, September 1953, die Entschei—

_ 4 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

dung des Staatlichen Versicherungsamts Neumarkt vom
17° November 1951 und die diesen Entscheidungen zu—

grundeliegenden Verwaltungsakte aufzuheben und fest—
zustellen, daß die Klägerin berechtigt sei, freiwilli—

ge Beiträge zur InValidenversicherung zu entrichten

isowie der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzu—

erlegen°

Die Beklagte_beantragt‚

die Revision als unzulässig
zu verwerfen°

Sie hält die Ausführungen des Landessozialgerichts in dem ange—
fochtenen Urteil für zutreffend„

Die Revision ist form— und fristgerecht eingekegt und begründet

werden; sie ist auch statthaft°

Entscheidungen der Landessozialgerichte in Sachen, die als De—

rufungen nach @ 215 Abs. 7 SGG von den allgemeinen Verwaltungsge—

richten des ersten Rechtszuges übergegangen sind, sind nicht end—

gültig, wie der erkennende Senat bereits anderweitig entschieden

hat (Beschl. v. 14„9„1955 —5 RKn5/54 —in SachenKeller „/.‚
Bergbauberufsgenossenschaft), können vielmehr mit der Revision

angefochten werden, falls diese nach 5 162 Abs, 1 Nr‚ 1 bis 3 SGG
statthaft ist. Die Revision ist in dem zur Entscheidung stehenden

"Fall nach @ 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG statthaft° Das Vorbringen der
Klägerin ist dahin zu verstehen, daß sie das Verfahren des Landes—

sozialgerichts rügt, weil das Landessozialgericht keine,

Sachprüfung vorgenommen, sondern die Berufung als unzulässig

verworfen habe° Zwar könnte, wenn man den Wortlaut des Tenors des

angefochtenen Urteils für sich betrachtet, angenommen werden, daß

das Landessozialgericht eine Sachentscheidung getroffen habe, da

es die Berufung zurückgewiesen hat. Es kommt aber bei der Beur-

teilung, ob der Berufungsrichter aus sachlich—rechtlichen oder

aus Verfahrensgründen die Berufung abgewiesen hat, nicht nur auf

die in der Urteilsformel gebrauchten Worte, sondern auch auf den

Sinn an, den er mit ihnen verbunden hat. Um diesen Sinn zu ermit—

teln, sind die Entscheidungsgründe mitheranzuziehen (vgl° RGZ. 145

S° 46; Rosenberg, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts, 6. Aufl.,"5 129
II, 3)„ Aus diesen ergibt sich eindeutig, daß das Landessozialgeé

richt die Berufung als unzulässig angesehen hat und überhaupt keine

Saohentscheidung treffen wollte. Es hat zwar auf So 7 des Urteils
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am Schluß des ersten Absatzes die sachlich_rechtliche Frage auch

am Rande gestreift, Aus den Eingangsworten "Demgegenüber war nicht

entscheidend ..." muß aber entnommen werden, daß es das Urteil

nicht auf diese sachlich—rechtlichen Überlegungen stützen wollte.

Nach alledem ist also trotz des Wortlauts der Urteilsformel

davon auszugehen, daß das Berufungsgericht die Berufung in Wirk—

lichkeit als unzulässig verworfen hat,

Das Landessozialgericht hätte allerdings eine Sachprüfung vor—

nehmen und eine Sachentscheidung treffen müssen„ Die Streitsache

war bei Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes bei einem allge—

meinen Verwaltungsgericht des ersten Rechtszuges rechtshängig;

denn die Rechtshängigkeit tritt durch Erhebung der Klage ein,

Es bedurfte keiner Untersuchung, ob der Rechtsweg vor dem Ver—

waltungsgericht zulässig war; denn die Unzulässigkeit des Rechts—

wegs steht dem Eintritt der Rechtshängigkeit nicht entgegen (vglo

Baumbach‚ Kommentar zur ZPO, 22. Aufl„ Anm° 2 zu % 263)° Diese
Streitsaohe ist also nach @ 215 Abs. 7 SGG mit Inkrafttreten des

Sozialgerichtsgesetzes auf das Berufungsgericht übergegangeno

Da diese Vorschrift eine Ausnahme nicht vorsieht, kann der An—

sicht des Landessozialgerichts, daß es nicht der Wille des Ge—

setzgebers sein könne, auch bereits endgültige und daher rechts—

kräftige Sachen auf die Landessozialgerichte übergeben zu lassen,

nicht gefolgt werden° Das Berufungsgericht übersieht, daß über

jede Klage, auch die unzulässige, entschieden werden muß,

Da zur
Entscheidung über Rebhtsstreitigkeiten im Sinne des 5 51

SGG seit dem Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes aber nur
die Sozialgerichte zuständig sind und damit die Verwaltungsge—

richte nicht mehr entscheiden können, mußte der Gesetzgeber

— ohne Ausnahme — alle rechtshängigen Sachen dieser Art_auf die
Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit überleiten, um die in jedem

Fall erforderliche Entscheidung zu
ermöglichen?

\Nach 5 215 Abs° 7, letzter Halbsatz SGG richtet sich die Zü—
lässigkeit der Berufung nach dem Sozialgerichtsgesetz° Der

9° Senat des erkennenden Gerichts hat sich in seinem Urteil vom

2o„ September 1955 ( _ 9 RV 46/54 —in Sachen Leupold .‚/. Frei—
staat Bayern) mit den unter 5 215 Abs. 3 SGGfallenden Rechts—
streitigkeiten befaßt und ist zu dem Ergebnis gek0mmen‚ daß durch

den Übergang einer unter Abs. 3 fallenden Sache ein nach altem

Recht unzulässiges Rechtsmittel nicht zulässig wird, wenn es nach

—6—
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den Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes zulässig wäre, da

eine entsprechende ausdrückliche Vorschrift fehle. Dieser Ent—

scheidung ist beizutreten; Im Gegensatz zu Abs. 3 ist aber in
Abs° 7 eine solche Vorschrift enthalten; denn es ist angeordnet,

daß sich die Zulässigkeit der Berufung nach dem Sozialgerichts—

gesetz richtet. Es-bedarf hier keiner Untersuchung, ob der

Gesetzgeber in diesem Zusammenhang unter "Zulässigkeit" mehr

als die "Statthaftigkeit" der Berufung versteht, jedenfalls muß

die Statthaftigkeit nach den Vorschriften des Sozialgerichts—

.gesetzes beurteilt werden. Der klare Wortlaut des Gesetzes läßt

keine Ausnahmen zu° Es kann daher auch nicht geltend gemacht

werden, der Gesetzgeber habe doch wohl kaum gewollt, daß die

Kläger, die sich mit der Rechtslage vor 1954 begnügt hätten,

sich jetzt nur auf die Möglichkeit des 5 214 Abs° 1 SGG be—

schränken müßten, während diejenigen, die nach altem Recht

endgültige Entscheidungen der 0berversicherungsämter auf dem

unzulässigen Rechtsweg der VerwaltungsgeriChtsbarkeit angefochten

hätten, in vollem Umfang Rechtsschutz genössen (vgl. dazu Rohwer—

Kahlmann, Die Zulässigkeit von Berufung und Revision in Altfällen,

in "Die Sozialgerichtsbarkeit", 2. Jahrg., Heft 8, S. 225)„ Es

wird übersehen, daß sich diejenigen, dieeine Klage vor den all—

'gemeinen Verwaltungsgerichten erhoben haben, — jedenfalls nach

der Ansicht einer Reihe von Verwaltungsgerichten — einen vollen

Rechtszug eröffnet hatteno Ob die Ansicht dieser Verwaltungs—

gerichte ribhtig war, ist unerheblich; ihre Ansicht war jeden—

falls für die Verwaltungsstreitsachen maßgebend, da sie ja

letztlich die Entscheidung zu treffen hatten° Wenn auch nicht

mehr geklärt wurde, ob diese Ansicht durch das Bundesverwaltungs—

gericht bestätigt werden wäre, konnte der Gesetzgeber des So—

zialgerichtsgesetzes doch über diese faktisch vorhandene Rechts—

stellung der Kläger nicht ohne weiteres hinweggehen° Hieraus ist

zu verstehen, daß er glaubte, diesen Klägern bei Übergang ihrer

Sachen auf die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit einen gleich—

wertigen Rechtszug eröffnen zu müssen. Gleichwertig konnte aber

dieser Rechtszug nur sein, wenn er in wesentlich gleichem Umfang

gewährt wurde, so daß eine Verschlechterung grundsätzlicher Art

gegenüber der bisherigen Rechtslage nicht eintrat. Es mag sein,

daß dem Gesetzgeber vor allem die zahlreichen Fälle aus dem

Bezirk des Oberverwaltungsgerichts Münster Anlaß zu dieser Rege—

_
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lung gegeben haben und er nicht die Besonderheiten berück—
sichtigt hat, die in anderen Bezirken bestanden. Da er aber

eine Ausnahmeregelung nicht vorgesehen hat, muß diese Vor—

schrift uneingeschränkt gelten°

Der erkennende Senat stehtdaher auf dem Standpunkt, daß die

Berufung im vorliegenden Falle statthaft ist. Das Landes—

sozialgericht hatte somit in eine sachliche Prüfung eintre—

‘ten und eine Sachentscheidung treffen müssen. Das Urteilsver—

fahren des Landessozialgerichts leidet daher an einem wesent—

lichen Mangel, da es ein Prozeßurteil anstelle eines erfor—

derlichen Sachurteils gefällt hat, ohne daß die Voraussetzungen

des 5 158 Abs. 1 SGG vorlagen.

Da das angefochtene Urteil anders hätte ausfallen können‚>

wenn das Landessozialgericht in eine sachlich—rechtliche

Nachprüfung eingetreten wäre, ist die Revision auch begründet.

Zwar läßt das angefochtene Urteil in einer Randbemerkung er—
‚kennen, daß das Landessozialgericht den Anspruch auch materiell—

rechtlich nicht als gegeben ansieht. Diese Bemerkung ist jedoch,

wenn man ihr wegen der Fassung überhaupt eine Bedeutung bei—

messen will, nicht entscheidungserheblich, da eine Klage nicht

zugleich aus prozeßrechtlichen und aus sachlich—reChtlichen
Gründen abgewiesen werden kann. Beide Arten von Entscheidungen

haben ganz verschiedene Bedeutungen. Wenn das Gericht das Rechts—

mittel als unzulässig ansieht, darf es in eine Sachprüfung

überhaupt nicht eintreten. Ausführungen. die das Berufungs—

gericht in einem Prozeßurteil zur Sache macht, sind daher nicht

zulässig, somit in keiner Weise verbindlich und damit im Revi—

sionsverfahren als nicht geschrieben zu behandeln (vgl. BGHZ.

11, s. 222). >
Das angefochtene Urteil mußte daher aufgehoben und zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen werden. Da das

Landessozialgericht eine wirksame eigene materiell—rechtliche
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Sachfeststellung nichf getroffeh hat, konnte.der erkennende

Senat nicht selbst in der Sache entscheiden"

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vor—

behalteno '
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